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ZUR BEDEUTUNG DER ANWENDUNGSBEDINGUNGEN 
A) UND B) IN ART. 1 ABS. 1 CISG (CVIM) 

Ben Gerrit KöHLER 
Helmut RüßMANN 

EINFÜHRUNG 

Dass ein internationales übereinkommen wie das Übereinkommen der Ver­
einten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG) in 
seinem ersten Artikel seinen Anwendungsbereich regelt, ist auf den ersten Blick 
nicht verwunderlich. Der potentielle Anwender möchte ja wissen, in welchen 
Situationen eine Regelung zur Anwendung kommt. Er erfährt aus Art. 1 Abs. 1 
CISG, dass es um Kaufverträge über Waren geht, bei denen die Vertragsparteien 
ihre Niederlassung in verschiedenen Staaten haben, grenzüberschreitende Kauf­
verträge eben. Jetzt muss er nur noch wi sen (oder sollte es schon vorher überlegt 
haben), ob das Übereinkommen überhaupt zum für ihn anwendbaren Recht 
gehört. Das ist entweder der Fall, wenn ihn das übereinkommen selbst unab­
hängig von einer kollisionsrechtlichen Prüfung bindet oder wenn das anwendbare 
Kollisionsrecht auf eine Rechtsordnung verweist, in der das Übereinkommen das 
für grenzüberschreitende Kaufverträge geltende Recht darstellt. 

Führt man sich das vor Augen, fragt man sich, welche Bedeutung die in Art. 1 
Abs. 1 CISG in lit. a und b genannten Anwendungsbedingungen haben, die den 
Rcchcsanwender anhalten, das Übereinkommen auf Warenkaufverträge anzuwenden, 
bei denen die Verrragsparroer in unrerschiedlicben rnacen niedergelassen sind, 

a. wenn diese Staaten Vertragsstaaten sind oder, 
b. wenn die Regeln des internationalen Privatrechts zur Anwendung des 

Rechts eines Vertragsstaats führen. 
Lic. b wiederholt Jie genuin kolli ionsr eheliche Frage, die eigentlich vom 

lle1:hcsanwender schon beantwortet sein muss, bevor er überhaupt zu dieser Rege­
lung vordringe. Das sieht nach einer übedlüssigen und funkcionslosen Regelung 
aus. Es könnte sich also um eine bloße interne Verteilungsnorm handeln. 1 Lit. a 

1. In diese Richtung etwa SCHLECHTRIEM, Internationales UN-Kaufrecht, 4. Aufl. 2017, Rn. 17. 
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scheint dagegen etwas gegenüber der allgemeinen kollisionsrechtlichen Analyse 

Neues zu regeln, die kollisionsrechtliche Analyse überflüssig zu machen oder sich 

gar gegen das Ergebnis einer kollisionsrechtlichen Analyse zu wenden, wenn 

diese zur Anwendung des Rechts eines Drittstaates führt, in dem das UN-Kauf­

recht nicht zum geltenden Recht gehört (etwa bei der Wahl englischen Rechts 

in einem Kaufvertrag zwischen einem in Deutschland niedergelassenen Verkäufer 

und einem in Frankreich niedergelassenen Käufer). 

Die in Art. 1 Abs. 1 CISG in lit. a und lit. b genannten Anwendungsbedin­

gungen beschreiben nicht den Vertrag (Kaufvertrag über Waren) und auch nicht 

die Verhältnisse der Vertragsparteien (Unternehmen mit Niederlassung in ver­

schiedenen Staaten), sondern Bedingungen, unter denen das Übereinkommen 

generell zur Anwendung kommen kann und soll. Wer ist der Adressat von sol­

chen generellen Anwendungsbedingungen? Das kann nu�. jemand sein, für den 

diese Bestimmung gilt, bevor er über die Anwendung des Ubereinkommens nach 

dieser Bestimmung entscheidet. 
Betrachten wir die Frage für drei Entscheidungs- und Anwendungssituationen! 

Gemeinsam ist allen Situationen, dass in einem grenzüberschreitenden Warenkauf­

vertrag zwischen einem deutschen Verkäufer und einem französischen Käufer die Ver­

tragsparteien die Anwendung englischen Rechts vereinbart haben. Die Situationen 

unterscheiden sich in der Entscheidungszuständigkeit. In der ersten haben sich die 

Parteien für ein ICC-Schiedsgericht mit Sitz in Zürich entschieden, in der zweiten 

haben sich die Parteien für die Zuständigkeit der staatlichen Gerichte ihrer Majestät 

in London entschieden, in der dritten haben die Parteien gar keine Vereinbarung über 

die Entscheidungszuständigkeit getroffen, so dass für die Klage des deutschen Ver­

käufers gegen den französischen Käufer die Gerichte in Frankreich nach den Regeln 

der Brüssel-la-Verordnung2 über die internationale Zuständigkeit, die Anerkennung 

und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen international 

zuständig sind. Und nur in diesem dritten Fall haben wir mit dem französischen 

Richter einen Adressaten für die Entscheidung über die generelle Anwendbarkeit des 

UN-Kaufrechts nach den in lit. a und lit. b genannten Anwendungsbedingungen des 

Art. 1 CISG vor uns. 
Um zu den Adressaten für die Entscheidung über die generelle Anwendbar� 

keit des UN-Kaufrechts nach den in lit. a und lit. b genannten Anwendungsbe­

Jingungen de Art. J I zu zählen, ,nuss Are. 1 CI zu dem den Entscheider 

bin (enden Recht gehören, hnc dass der Entscheider s hon über die Anwend­

barkeit des UN-Kaufrechts im Allgemeinen entschieden hätte. Denn diese Bn_r­

scheidung soll er ja erst noch treffen. Das kann nur ein scaa I icher �chcer 1� 

einen Vertragsstaat sein. Für ihn gehö�t das _UN-Kaufre�ht �10abhäng1g vo� sdi 
ner generellen Anwendbarkeit zum Teil des ihn allgeme10 bindenden staatlich 

,il 

2. 

,JB 

Ve rordnung (EU) Nr. 1215/2012 de s e uropäischen Parlaments und de s Rate s vom 12- oc:z.e;� 

ber 2012 über die ge richtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung 

Entsche idungen in Zivil- und Handelssachen. 
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Rechts. Das trifft in den geschüdercen Entscbeidungssimacionen nur für den 
Richter in Frankreich zu. Das chiedsgericht kennt als bindendes Recht über den 

irz des Sch
_!
edsverfahrens nur das am irz geltende Scbiedsverfabrensrechc, die 

!ex arbitri. Uber das im hiedsverfabren anw ndbare materielle Recht muss das 

Schiedsgericht nach dem für das Schiedsverfahren gelcenclen Kolli ionsrechc enr­
scheiclen.4 Das ist bei einem ICC-Verfahren Are. 21 der J -Regeln5, bei einem 
ad-hoc-Verfahr n Are. 187 des schweizerischen Bundesgesetzes über das Interna­
tionale Privatrechr6

• Zur Anwendung des UN-Kaufred1ts gelange der Entschei­
der in der Schiedsgerichtsbatkeit nur über die Regeln des schiedsverfahrensrechr­
Jichen Kollisionsrechts.7 Fi.ir den Einsatz der in lit. a und lit. b genanncen 
Anwendungsbedingungen des Art. 1 CISG bleibt kein Raum. 

Ebenso verhält es sich bei den Gerichten ihrer Majestiir in London. Da das Ver­
einigte Königreich kein Vertragsstaat des UN-Kaufrechts ist, kann der englis he 
Richter nur über das Kollisionsrec:hr zur Anwendung von Art. 1 l kommen.8 

Dns isr (noch) die Rom-1-Veror<lnung über da� auf vertragliche dmJdverhälcniss 
an_wendba� Re hc9. Da in der gegebenen Entscheidungssituation die Vem:agspar­
ce1en engLisches Recht für di Entscheidung ihre Rechtsscreirs gewählt haben, das 

UN-Kaufrecht aber '?angds Ratifizierung nicht Teil des englischen Rechts ist, 
kommt es trotz der 1ededassung v n Verkäufer und Käufer in verschiedenen Ver­
cragssraaren nichr z,1 einer Anwendung des UN-Kaufrechts. 

Für d n staatlichen Richter in Frankreich aber stellt sich die spannende Frage 
nnch dem Verhälrnis der in lit. a und lit. b des Are. 1 CIS genannten Anweo­
dungsbedingungen für das UN-Kaufrechr. acb a) ist das UN-Kaufrecht 
n1nvendb�r, da Deucs:hland und Frankreich als Niederlassung scaacen Verrrags­
staaten s10d; nach b) 1st das U -Kaufred1t nicht anw ndbar, da das U -Kauf­
recht nicht Teil des gewäl,lcen englischen Rechts ist. 

Man könnte geneigt sein, den Konflikt mit einem Verweis auf Art. 6 CI 
zu lösen. Diese Vorschrift erlaube ja, das ao sich anwendbare UN-Kaufrech 
durch Parteivereinbarung abzuwählen. Wenn man die Wahl des englisch.en 

3. ScHLECHTRll!M/W1r.1:, Co1111mti1111 de Vie1111e, 2008, n° 18. 
4. llMll)T-AIIR.ENDTS, Cl G' 111u/ t\rbilrn1ion, 2011 Annnls l1nc. L. ßelgrnde lnl'l Ed. 21 L 214. 

_HWßNZBn/J!\G13R, '.fheCI G f11 l111erna1io11al t\rbi1ra1io11 i11 SHAUGIINP. y(fuN ( ds.)'. Libcr 

/11111ror11111 Krtt-rdr, 2017, S. 311, 313 f. 
5· Rules of Arbitmcion. of rhc lntcrnnrionnl hnmber of ommerce, in force as frnm 1 March 

201? • �brufuar unrer hups://cdn.ic .vbo.org/concenr/upload /sires/ /2017/01/lC -2017-
Arbma ion-nnd-2014-Mccliarion-Rules-english-version.pdf.Jxlf (29.6.2018). 

6· Bun<lesge ecz über das lncernarionnlc Privatre ht (TPRG) vorn I.R. De-tember l 987 ( rnnd 
L April 2017). 

7· ;- �UßBll, i11 Huß n/Muws, 1'he CISG, 2007, s. 67. - HMIDT/AllllllNf>TS, TSG "'"' l\rbi-
ratm1, 2011 Annnls Fnc. L Beigrade lnc'I Ed., 211, 214. 

ll. �DNER RI\ZIANO, Thß Cl G /Jiforr! Thc v11r1s Of No11-Contmai11g S1a1e.s? - 'rnk.d foreig1110/e.s 

9 
flft1<1s youfi11d it, Ycarbook ofPnvate lmernario1ml Law vol. 13 (2011) 165 L68 

· Vero d 
' · • · 

200 
r nung (EG) Nr. 593(2008 des europäischen Parlamenrs und des Rares vom 17. Juni 

8 Ober das auf vcrrroglachc Schuldv •rhältnissc anzuwendende Recbc. 
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Rechts als implizite Abwahl des UN-Kaufrechts ansieht, löst sich der Konflikt 
auf. Das nach Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG anwendbare UN-Kaufrecht, wäre durch 
Parteivereinbarung nach Art. 6 CISG abgewählt. Der sorgfältig arbeitende 
französische Richter gibt sich mit der impliziten Abwahl des UN-Kaufrechts 
durch Wahl des englischen Rechts nicht zufrieden. Er fragt die Parteien, 
warum sie sich für das englische Recht entschieden haben, und erfährt, dass 
man den strengen deutschen Regeln zur Untersuchungs- und Rügeobliegenhe it 
nach § 377 HGB ausweichen wollte. An das UN-Kaufrecht habe man gar nicht 
gedacht. Mit dieser Information erscheint die implizite Abwahl des UN-Kauf­
rechts nach Art. 6 CISG zweifelhaft. Der Anwendungskonflikt zwischen a) und 
b) muss entschieden werden. Welcher der beiden Regelungen gebührt der Vor­
rang? Die Reihenfolge spricht für a), ein schwaches Argument, wenn man nicht 
weiß, ob die Reihenfolge bewusst gewählt worden ist. Die Logik könnte eben­
falls für a) sprechen, wenn das „oder", das a) und b) verknüpft, kein ausschlie­
ßendes, sondern ein e inschließendes Oder ist. Das sieht man dem nackten Text 
der Bestimmung n icht an (auch nicht in den amtlichen Sprachen Englisch und 
Französisch) . Für b) spricht die Nähe zur privatautonomen Gestaltungsfreiheit 
als einem das UN-Kaufrecht insgesamt beherrschenden Prinzip. Spätestens 
jetzt ist der Zeitpunkt gekommen, die Auslegungsbemühungen auszuweiten 
und unter anderem nach den Vorstellungen und Absichten der Mütter und 
Väter des Übereinkommens zu fragen. Was wollten sie mit den Anordnungen 
in a) und b) erreichen? Dabei werden wir zeigen, dass das CISG auch bei einer 
Rechtswahl der Parteien aufgrund von Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG vorrangig 
anzuwenden ist (nachfolgend I) und unter welchen Voraussetzungen eine 
Rechtswahl zum Ausschluss des Übere inkommens gemäß Art. 6 CISG führen 
kann (nachfolgend II.). 

I. - DIE VORRANGIGE ANWENDUNG DES CISG AUFGRUND 

VON ART. 1 ABS. 1 LIT. A AUCH BEI RECHTSWAHL DER 

PARTEIEN 

Bevor die: Rechtsfolgen der Anwendung von A.1;t. l Abs . 1 lic. a IS darge­

stellt werden sollen (nacbfolgend B), soll die vorrangige Anwendbarkeit von 

Art. 1 Abs. 1 l i t . a Cl auch bei Rechtswahlabreden begründet we-t<len (nach-

folgend A). 

A. - Die vorrangige Anwendbarkeit von Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG bei 
einer Rechtswahl der Parteien 

Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG ist auch bei einer Rechtswahl der Parteien grund-
sätzlich anwendbar (nachfolgend 1 °) und geht der Anwendungsalternative gemäß 

Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG vor (nachfolgend 2°). 
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1 ° Die grundsätzliche Anwendbarkeit von Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG 

Der Richter in einem Vertragsstaat unterliegt grundsätzlich dem Anwen­
dungsbefehl des Übereinkommens gemäß Art. 1 Abs. 1 CISG. Fraglich ist aller­
dings, in welchem Verhältnis dieser Anwendungsbefehl zu einer Rechtswahl der 
Parteien steht. Die Anwendbarkeit des Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG auf Rechtswahl­
klauseln wird zum Teil bestritten. 10 Nach dieser insbesondere von Petra Butler 
vertretenen Ansicht ist Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG von vornherein im Falle einer 
Rechtswahl nicht anwendbar. 11  Eine Anwendbarkeit des UN-Kaufrechts kann 
sich dann allenfalls aus Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG ergeben, wenn die Parteien das 
Recht eines Vertragsstaates wählen. 12 Dies führt dazu, dass es bei einer kollisi­
onsrechtlich wirksamen Rechtswahl zugunsten des Rechts eines Nichtvertrags­
staates überhaupt nicht zu einer Anwendung des Übereinkommens kommt. 13 Die 
in der Rechtswahl zum Ausdruck kommende Abwahl des CISG hat sich demnach 
auch nicht an den Vorschriften des Übereinkommens zu messen, sondern an den­
jenigen Vorschriften, die das internationale Privatrecht des Forums für maßgeb­
lich erklärt. 14 Begründet wird diese Ansicht damit, dass es bei einer Anwendung 
des Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG zu einer Aufteilung der kollisionsrechtlichen Prü­
fung komme. 15  Einerseits sei das übereinkommen auf die Frage anzuwenden, ob 
es wirksam ausgeschlossen sei und andererseits, im Falle des wirksamen Aus­
schlusses, das Kollisionsrecht des Forums auf die Frage , ob die positive Rechts­
wahl erfolgreich war. 16 Bei einer Nichtanwendung des Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG 
kommt hingegen von vornherein auf kollisionsrechtlicher Ebene nur das Kolli­
sionsrecht des Forums selbst zur Anwendung. Das UN-Kaufrecht findet allenfalls 
nach kollisionsrechtlicher Verweisung über Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG Anwen­
dung. Die von Petra Butler vorgeschlagene Lösung hat also den Vorteil, dass die 
Rechtswahl der Parteien sich nur an einem Recht messen lassen muss, nämlich 
gemäß Art. 2 Abs. 3 Haager Übereinkommen von 195 5 17

, das in seinen Vertrags­
staaten gemäß Art. 2 5  Abs. 1 Rom-I-VO der Rom-1-VO im Rahmen seines 

10. BunER, Choice of Law, in DIMATTEo/JANSSEN/MAGNUS/ScHULZE (Hrsg.), International Sa/es 
Law, 20 16,  Chapter 30, Rn. 26. 

1 1 .  BUTIER, Choice of Law, in DIMATTEO/JANSSEN/MAGNUS/SCHULZE (Hrsg.), International Sa/es 
Law, 2016,  Chapter 30, Rn. 26. 

12.  MAGNUS, UN-Kau/recht - Aktuelles z11m CISG, ZEuP 2017 ,  140, 147 .  
13 .  BUilER, Choice of Law, in  DIMATTEo/JANSSEN/MAGNUS/ScHULZE (Hrsg.), International Safes 

Law, 2016,  Chapter 30, Rn. 26. 
l4. BUilER, Choice of Law, in DIMATTEO/JANSSEN/MAGNUS/ScHULZE (Hrsg.), International Sa/es 

Law, 2016,  Chapter 30, Rn.  26. - MISTELIS, in KRöLL/MISTELIS/PERALES VISCASILLAS (Hrsg.), 
CISG, Co111111t11fdl'J, 2nd ed. 2018, Art. 6, Rn. 10 .  

l 5 ,  BUTLER, Cboict of Law, in  DrMATTEO/JANSSEN/MAGNUS/ScHULZE (Hrsg.), International Safes 
Law, 2016,  Chapter 30, Rn. 26. l6, BUTLER, Choice of Law, in DrMATTEO/JANSSEN/MAGNUS/SCHULZE (Hrsg.), International Sa/es 
1::,tw, 2016, Chapter 30, Rn. 26 

17 · Ubereinkommen vom 1 5 .  Juni 195 5 betreffend das auf internationale Kaufverträge über bewe­
gliche körperliche Sachen anzuwendende Recht. 

........ 
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Anwendungsbereichs vorgeht, 18 oder gemäß Art. 3 Abs. 5 ,  10  Abs. 1 Rom-1-VO 
am von den Parteien bestimmten Recht. 

Dennoch stehen diesem Vorschlag durchgreifende Bedenken entgegen. 
Zunächst finden sich im Wortlaut des Art. 1 CISG keinerlei Anhaltspunkte 
für eine solche erhebliche Einschränkung des Anwendungsbereichs des Art. 1 
Abs. 1 lit .  a CISG. Tatsächlich knüpfen die Tatbestandsmerkmale des Art. 1 
Abs.  1 CISG nicht an den Parteiwillen an . Vielmehr genügt für die Anwend­
barkeit des Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG der Sitz der Parteien in zwei verschie­
denen Vertragsstaaten. In systematischer Hinsicht fäll t  auf, dass der Partei­
wille grundsätzlich in Art. 6 CISG behandelt wird. Dies spricht dafür, dass 
das UN-Kaufrecht die Ebene von grundsätzlicher Anwendbarkeit von Amts 
wegen in Art. 1 Abs. 1 CISG und Auswirkungen des Parteiwillens auf die 
Anwendbarkeit in Art. 6 CISG crennt. 19 Dies wird auch von der Entstehungs­
geschichte des Art. 1 Abs. 1 CISG bestätigt .  Die Verfasser der Konvention 
wollten, in Abgrenzung zur Vorgängerregelung in Art. 1 Abs. l des Haager 
Übereinkommens zur E inführung eines Einheitlichen Gesetzes über den 

internationalen Kauf beweglicher Sachen von 1 964 (im Folgenden ULIS) mit 
den zahlreichen Vorbehalten gemäß Art. II-V ULIS, eine einfache Regelung 
finden , deren international einheitliche Anwendung nicht durch eine Viel­
zahl von Vorbehalten relativiert wird. 20 Deswegen schufen die Verfasser 
Art. 1 Abs . 1 l it .  a CISG, dessen Anwendung durch die einfach feststellbaren 
Voraussetzungen erleichtert wurde. 2 1  Für eine Nichtanwendbarkeit des Art . 1 
Abs. 1 lit . a CISG bei einer Rechtswahl der Parteien findet sich indes in der 
Entstehungsgeschichte keinerlei Hinweis. Bei einer solchen Nich tanwendung 
von lit .  a bei e iner Rechtswahl wäre die Anwendbarkeit des Übereinkommens 
für eine große Zahl von Fällen der Willkür des Kollisionsrechts ausgeliefert. 
Dies erscheint gerade im Lichte des Gebots der autonomen und international 
einheitlichen Auslegung des CISG gemäß Art. 7 Abs. 1 CISG problematisch, 
da das CISG die Definitionshoheit darüber verlöre, welche Art der Parteiver­
einbarung sich auf die Anwendbarkeit des CISG auswirkt. Die besseren 
Gründe sprechen daher dafür, Art. 1 Abs. 1 l it .  a CISG für grundsätzlich 
anwendbar zu halten . 22 

18. MAGNUS, in STAUDINGER-BGB, Rom I VO, [Neubearbeitung 2016), Art. 25 ,  Rn. 12 .  - MAR­
TINY, in SACKER/RIXECKER/ÜETKllR/LIMPllll , (Hrsg.), MI/Ko-ß B, Rom-! VO, 7 .  Aufl. 2018, 
Art. 25,  Rn. 3. - RINGE, in HERllllRCil!RIMARTINEK/ROfü,fANN u.a. (Hrsg.), jurisPK-BGB, 
Rom-I VO, 8 .  Aufl. 2017, Art. 25, Rn. 6. 

19. ScHROETER, in ScHLECHTRIEM/ScHWENZER (Hrsg.), CISG, Commentary, 4th ed. 2016, Intro CO 

Ares. 14-24, Rn. 30 .  
20. UNCITRAL Yellrbook I ( 1968- 1970), S .  178 ,  Nr .  13 .  2 1 .  Zu den Schwierigkeiten, die dennoch auftreten können, s .  FERRARI, PIL and C[SG: FriendJ III' 

Foes?, IHR 2012 ,  89, 1 0 1  f. 
22. LOHMANN, Parteiautonomie und UN-Kaufrecht, 2005 , S. 123 f. - SCHWENZER/HACHEM, 1• 

SCHLECHTRIEM/ScHWENZER (Hrsg.), CISG, Commentary, 4'h ed. 2016, Art. 6, Rn. 4. 
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2° Grundsätzlicher Vorrang von Art. 1 Abs. l lit. a CISG gegenüber Art. 1 
Abs. l lit. b CISG 

. Mir  _der Festsrellung der grundsätzlichen Anwendbarkeit ist allerdings noch 
nJCht die Frage des Verhältn isses zwischen Art. 1 Abs. 1 lic . a und l i t. b CI G 
irn fal le ei.ner Rechtswahl beantwortet. Der akruelle Meinungsscand soll kurz 
dargelegt werden (na hfolgend a)), bevor der Vorrang des Are. 1 Abs. 1 lit. 8 

Cl G begründet wird (nachfolgend bJ). 
a) Meinungsstand 
Die Frage des Verhältnisses von lit. a und lit. b ist im Schrifttum unterschied­

lic� b�antwortet worden. So geht Ulrich Schroeter davon aus, dass grundsätzlich 
def)en '.ge �uchsrabe vorrangig sei, der z_� ei�er einheitlichen Anwendung des 
CISG 1m Sinne von Art. 7 Abs. 1 CISG führe. 3 Je nach Fallkonstellation könne 
�-ies e�tweder lit. a oder . lit. b sein. 24 Bei gleichem Anwendungsumfang des 
Uberernkommens nach beiden Buchstaben soll lit. a der Vorrang gebühren, wäh­
rend bei Einschränkungen der Anwendung des Übereinkommens gemäß Art. 92-
94 CJS Arr. 1 Abs. 1 lic. � CISG vorrangig anzuwenden sei, da er zu einer grö­
ßeren Anwendbarkeit des Ubereinkommens führe. 25 

Dem wird zum Teil entgegengehalten, dass jedenfalls bei einer Rechtswahl 
der Parteien lit. b der Vorrang eingeräumt werden solle. 26 In eine ähnliche Rich­
tung geht eine jüngere Entscheidung des Bundesgerichtshofes, der für einen Ver­
trag zwischen einer deutschen Verkäuferin und einer belgischen Käuferin die 
�nwendba_rkeit aus 1:-rt. 1 Abs. 1 lit. b CISG herleitet, ohne den Vorzug von 
lit. b vor lit. a CISG indes zu begründen.27 

Ein solch�r Vorrang der kollisionsrechtlichen Vorschaltlösung wird von Ulrich 
Magnus damit begründet, dass dem Parteiwillen auch sonst in der Konvention 

�orrang gebührt und dass dieser Wille sonst gar keine Beachtung fände.28 Prak­
tisch führt eine solche Lösung zu ähnlichen Ergebnissen wie die gänzliche Nicht­
anwendung des Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG, da auch hier Sinn und Zweck die kol­
lisionsrechtliche Vorscbal cung der Bescimmungen über die Rechtswahl ist. Ob 
demgegenüber lit. a subsidiär zur Anwendung kommen soll, wenn die Rechts­
wahl der Parteien nicht zur Anwendung des CISG führt, bleibt unklar. 

Z3. 1-lROIITfül, Riirkiu111/11qyf1/kh11111ge11 rmd „ro11/t"t1 profare111e111"-l�eg�I mllbr dem UN-K,11!fretiJI, 
IHU 20 l4 ,  1 73, 1 7,f f. 

24· mtoirnm, IU/rk.k,1lffvtrjlflich111ngen ,mr/ ,.comra proftr6JJl81/l'-Regol 1111/f'I' tle111 UN-Knufrerht, lHR 014 ,  l 73, 1 74 f. 2�· Scl lROn-rnn l?lirkk,11ifwrpflich11111g1171 und ,,romrn profcnmem"-Rugel 11ntl!I· dem UN-Kn„fn:ch1, IHR 20 1 4, 1 73, 1 74 f. 26· M,\G, US, UN-Kfllifrech1 - Aktll(//es vm, CISG ZBuP 20 1 7  1 40 l47 27· ßGH U 28 5 2 ) 4 ' · ' ' . 
k . • n. · • < 1 , IHR  20 l 4, l 84 f., Cl -online, 11° 25 1 3; s. auch die krit ische Anmc-

fir u,ng von Sei m.01mm, RH,·k.lu11ift1t11pßidJ11111gm 1111d „ro11m, profanmtem"-l?egel 11111er de111 UN-K,111-

28 rtml, IHR 20 14 ,  1 73, 1 78. . MAGNus, U -K.111!frerht - Ak111elltJ ·1;11111 ,/SG, ZEuP 20 1 7, 1 40, 147. 
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b) Begründung des grundsätzlichen Vorrangs des Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG 
Entgegen der oben genannten Ansichten gebührt der Vorrang grundsätzlich 

Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG (1 ). Diese Rangfolge bedarf auch hinsichtlich der Vor­
behalte der Art. 92-94 CISG keiner Einschränkung, sondern lediglich einer 
Ergänzung (2). 

1) Lit. a ist grundsätzlich vorrangig 
Im Wortlaut finden sich zunächst keinerlei Anhaltspunkte für einen Vorrang 

einer der beiden Buchstaben. Die Buchstaben a und b stehen vielmehr auf der­
selben Ebene und werden durch ein „oder" verknüpft. Da eine weitere Qualifi­
kation fehlt, spricht die gewählte „oder" -Verknüpfung für eine Gleichrangigkeit 
der Buchstaben. Auch aus der Reihenfolge in Art. 1 Abs. 1 CISG ergibt sich 
nicht zwingend ein Rangverhältnis von lit. a und lit. b.29 Allein aufgrund des 
Wortlauts von Art. 1 Abs. 1 CISG kann daher weder ein Vomi.ng von lit. a noch 
von lit. b begründet werden. 30 

Erste Hinweise ergeben sich aus anderen Vorschriften des Übereinkommens. 
Zum einen zeigt Art. 6 CISG, dass die Prüfung des Art. 1 Abs. 1 CISG grund­
sätzlich ohne eine Berücksichtigung des Parteiwillens auszukommen vermag. Da 
das Übereinkommen einerseits den grundsätzlichen Anwendungsbefehl von 
Amts wegen in Art. 1 CISG und andererseits die Auswirkungen des Parteiwillens 
und der Parteiautonomie in Art. 6 CISG verortet, erscheint es fernliegend den 
Parteiwillen bereits vorgreifend in die Analyse des Art. 1 Abs. 1 CISG einzube­
ziehen. 3 1  Es trifft daher nicht zu, dass der Parteiwille in der Rechtswahl der Par­
teien im übereinkommen bei Anwendung des Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG keine 
weitere Berücksichtigung finden würde. 32 Vielmehr handelt es sich bei der Aus­
legung und Berücksichtigung des Parteiwillens um Anwendungsfälle der Art. 6, 
8 CISG.33 Zum anderen spricht auch die Möglichkeit des Vorbehalts gemäß 
Art. 95  CISG gegen einen Vorrang von lit. b vor lit. a. Gemäß Art. 95 CISG 
kann ein Staat erklären, dass Art. 1 Abs. 1 lic. b CISG für ihn nicht verbindlich 
ist. 34 Es sollte Staaten freigestellt werden, ob sie das Übereinkommen nur gegen­
über Parteien aus zwei Vertragsstaaten zur Anwendung bringen wollen oder auch 
in Fällen, in denen ihr internationales Privatrecht auf das Recht eines Vertrags-

29. ScHR0ETER, Rückkaufverpflichtungen und „contra proferentem"-Regel unter dem UN-Kaufrecht, 
IHR 2014, 173 f. 

30. ScHR0ETER, Riickka11fverpflicht11ngen und „contra proferentem"-Rege! unter dem UN-Kaufrecht, 
IHR 2014, 173 f. 

3 l .  Hiergegen au sdrücklich SCHROETER, in ScHLECHTRIEM/ScHWENZER (Hrsg.), CJSG, C1J111men-
tary, 4'h ed. 2016, Intro to Ans. 14-24, Rn. 30. 

3 2 . So aber MAGNUS, UN-Kaufrecht - Aktuelles zum CISG, ZEuP 2017 , 140, 147.  

33 .  S .  hierzu ausführli ch u nten, II. 
34. Dieser Vorbehal t wu rde von sechs S taaten, daru nter China und die Vereinigten S taaten von 

Amerika, erklä rt, s. UNCITRAL, CISG S tatus, http:// www.uncitral .org/uncitral/en/ 

unci tral_tex t s/ sale__goods/l 980CISG_statu s .html (29 .6 . 2018). 
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s�aates verw�isc.3s Die Vorbchalcs'!'öglichkeit spricht dafür, dass Art. 1 Abs. 1 
lir. � CIS dte �wendbark ic des Übereinkommens lediglich erweitern soll, wenn 
es rucbt ohnehto schon •emäß Art. 1 Abs. l lit. a CIS eingreift. Are. 1 Abs. 1 
lic. b CI G ist dami t  eine Erweiterung des Anwendungsberei hs des Übereinkom­
m

_�
ns, �ie ausweisli

_�
h

-
A�t. 95 CISG nicht als unverzichtbar anges ben wurde. Es 

ware nKht zweckmafüg, m der wichtigen Re htsfrage der Rechtswahl der Parteien 
vom Vorrang einer Norm auszugehen, die nicht für alle Vertragsstaaten verbindlich 
ist. Eine international einheitliche Auslegung des Übereinkommens im Sinne von 
Art. 7 Abs. 1 CISG erfordert vielmehr, das Verhältnis von Rechtswahl und 
Anw�ndbarkeit . des Übereinkommens international einheitlich und unabhängig 
von ernem etwaigen Vorbehalt gemäß Art. 95 CISG zu bestimmen. 

�ährend diese systematischen Argumente zunächst nur gegen einen Vorrang 
von l 1t .  b sprechen, kann sich die These des gmndsäc:dichen Vorrangs von lic. a 
auf di� Entstehungsgeschichte �es Are. L Abs. 1 CI stürzen. Die Encstehungs­
gesch1_chce von Art .  1 Abs. 1 I re. a CI erklärt sich durch die V rgängerrege­
lung m Art. l ,  2 ULI . Das ULI erklärte sich grundsätzlich für anwendbar 
unabhängig von einer ßeziebung der Parteien zu Vertragsscaaten der Nationa� 
licät der Parteien36 oder cin;r kollisionsrechtlichen Berufung.37 Wa

1

r der sachliche 
Anwendungsbereich d s Übereinkommens daher eröffnet, musste der Richter 
eines Vertragsstaates das fünbeitsrecht grundsätzlich unabhängig von räumlichen 
Anknüpfungs�unkten zur A nwendung bri ngen.38 Diese weitgehende Regelung 
wurde durd1 � 1e Vorbehalte nach Are. I I -V ULIS eingesch tiinkt. So konnten Ver­
tragsstaaten steh vorbehaJ_t�n ,  das Überein_�ommen nur bei Parteien aus Vercrags­
staaten anzuwend�n, koll 1s1onsrechcliche Ubereinkommen vorzuschalten oder die 
Anwendung des Übereinkommens von vornherein von einer po icivcn Wabl der 
P�ceien abhän�ig zu machen.39 Der umfassende Anwendungsbereich verbunden 
m1c den v��schiedenen _Yorbehalrsmöglichkeiten wurd als chwäche des ULI 
angesehen. Als Reaktion darauf wurden verschiedene Regelungen des räumli­
chen Anwen�ung�bereichs des CIS diskurierr.4 1  Ein Vorschlag ging dahin, die 
Anwendun� im_ Smne von Are. l Abs. 1 l ic .  a CIS lediglich auf Verträge zwi­
schen Parce1en 10  Verrragssraaten zu beschränken.42 Es wurd indes befürchtet ' 

35 . Dits ging_ insbeso ndere auf eine Initiative der sozialistischen Staaten zurück, die ihre beson­
deren nnt10nalen Regeln für internationale Kaufverträge bewahren wollten s. hierzu OfficinJ 
Records, S. 229. 

36. Art. 1 Abs. 3 ULIS. 
37. S. zum Ganzen MAGNUS, i11 TAUDJNCF.1\-ßGß, CJSG. (Nt11b/!Jll"bei11111g 2018), Are. 1 ,  Rn.  7 IT. 
3s. FllRllAR(, P/L ,mt� IS ,: f1,-ie11ds qr floes?, I H R  2012 89, 99. - Hl!RßßR, i11 DOU.ll (Hrsg .), 

Ko111�1mtt1r z11m fl111hd1/irhc11 lv111frcd>1 1 976, Are. 1 ,  Rn. 14 . 
39· S. hic,:w HRRß •R, in DOIJ.li (Hrsg.), Ko111111t111m· 211m ßinh6itlirhm /vuifirl!Cht 1976 Vor Am L -

, Rn. 14 f. 
' ' '' · 

'10. �� ITRAL Yearbook l (1?68-1970), S. 178, Nr. 12, 13; UNCfTll.At Yenrbook VI (1975), 

4 l  UN2 .
�r. l l .  - MA NU , 111 STAUOtNGBR-BGß, CISC, (Neubearbci11111g 2018), Art.  1, R n .  9. 

42· 
ll RAL Yearbook I (1968-1970), S. 178 ff.; 191 f. 

· UN lTR AL Y,-arbook J ( 1 968- 1 970), S. 1 78. 

--
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dass der Anwendungsbereich des CISG in diesem Fall zu eng gefasst sein würde.43 

In diesem Zusammenhang ist die Hinzufügung der kollisionsrechtlichen Vor• 
schaJdösung in lit. b zu sehen, die sich in den ersten Entwürfen noch in einem 
gesonderten Absatz fand und eingeleitet wurde mit „the law shall also apply" .44 

Dass Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG in vielen, aber nicht in allen Fällen des Art. 1 
Abs. l lit. a CISG ebenfalls zur Anwendung des Übereinkommens führen würde, 
war den Verfassern klar, erschien ihnen freilich irrelevant, da in diesen Fällen die 
Anwendbarkeit bereits gemäß Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG feststeht.45 Auch im 
Sekretariatskommencar war ein Eingreifen von lit. b nur für Fälle vorgesehen, in 
denen das Ubereinkommen nicht schon gemäß lit. a anwendbar ist.'16 Dass lit. b 
dazu diente, den Anwendungsbereich des Übereinkommens über lit. a hinaus zu 
erstrecken, zeigt auch die Debatte infolge des Antrags der Bundesrepublik 
Deutschland, lit. b zu streichen.47 Die Bedeutung von Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG 
wurde vor allem darin gesehen, das Übereinkommen auch bei Beteiligung einer 
Partei aus einem Nichtvertragsstaat anwenden zu können.48 Hieraus folgt, dass 
bereits für die Verfasser der Konvention lit. b eine lediglich ergänzende Funktion 
für solche Fälle haben sollte, in denen die Anwendbarkeit sich nicht bereits aus 
Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG ergibt. Lit. b sollte also lit. a lediglich ergänzen und 
nicht ihm vorgehen. 

Letztlich folgt der V rrang von lit. a auch aus dem Gebot der einheitlichen 
Anwendung des Übereinkommens gemäß Art. 7 Abs. 1 CISG.49 Würde man von 
einer vorrangigen Anwendung des Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG für Fälle der Rechts­
wahl der Parteien ausgehen, gäbe das CISG die Definitionshoheit über die 
Anwendbarkeit des Übereinkommens auch in den Fällen an das anwendbare Kol­
lisionsrecht ab, in denen beide Parteien aus Vertragsstaaten kommen. 50 Neben 
der Beeinträchtigung der einheitlichen Anwendung der Konvention könnte dies 
in bestimmten Fällen auch zu einem forum shopping führen. Dem steht auch nicht 
der grundsätzliche Vorrang des Parteiwillens nach dem Übereinkommen entge­
gen. 5 1 Zwar genießt der Parteiwille im CISG grundsätzlich Vorrang. Allerdings 
obliegt es dem CISG selbst, zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen ein 
bestimmter Parteiwille anzuerkennen ist und welcher Inhalt ihm beigemessen 
wird. Auch die Feststellung des Parteiwillens im Rahmen des Übereinkommens 

43 .  UNCITRAL Yearbook I (1968- 1970), S. 19 1 ,  Nr. 17 .  
44. UNCITRAL Yearbook I ( 1968-1970), S. 179. 
45 .  UNCITRAL Yearbook I (1968- 1970), S. 199: "The courrs of both Stares shall always apply 

the Uniform Law without looking into the mies of private international law ... 
46. Secretariat Commentary on the 1 978 Draft, Art. 1 ,  n° 6, 7 .  
47 . Official Records, S .  237 f. 
48. Official Records, . 2 7 f. 
49. ScHROETER, Rlickka1,f11trpf/ichtungen und „contra proferente1n"-Regel unter dem UN-Ka1ifrecht, 

IHR 2014, 173, 1 74 .  
50. ScHROETER, Rlicl!h,111_/twpflichtungen und „contra proferentem"-Regel unter dem UN-Kaufrecht, 

IHR 2014, 1 73, 174 f. 
5 1 .  So aber MAGNUS, UN-Kaufrecht - Akt1telles zum CISG, ZEuP 2017 ,  140, 147 .  
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unterliegt dem Gebot der einheitlichen Auslegung im Sinne von Art. 7 Abs. 1 
CISG. Der Parteiwille kann daher erst dann Vorrang erlangen, wenn er nach den 
Regeln der Konvention festgestellt ist. Dem widerspräche eine vorrangige Vor­
schaltung des Kollisionsrechts gemäß Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG. 

Auch bei einer Rechtswahl von Parteien aus zwei Vertragsstaaten bleibt es 
also bei einer Anwendung des Übereinkommens aufgrund von Art. 1 Abs. 1 lit. a 
CISG. Dieser Grundsatz bedarf auch bei Vorbehalten gemäß Art. 92-94 CISG 
keiner Beschränkung. 

2) Keine Einschränkung des Vorrangs bei Vorbehalten gemäß 
Art. 92-94 CISG 
Nach der Ansicht Ulrich Schroeters ist der grundsätzliche Vorrang von lit. a 

im Anwendungsbereich der Vorbehalte der Art. 92-94 CISG einzuschränken.52 
Dann soll Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG der Vorrang gebühren.53 Eine solche Ein­
schränkung erscheint indes nicht geboten. Es bietet sich an, zwischen den ver­
schiedenen Vorbehalten zu differenzieren. 

In den Fällen der Art. 93,  94 CISG stellt sich die Vorrangfrage nicht, da die 
Voraussetzungen des Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG nicht vorliegen. Die Frage nach 
dem Vorrang von lit. a kann sich indes nur stellen, wenn die Voraussetzungen 
des Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG erfüllt sind. Hieran fehlt es, wenn etwa eine Partei 
eine Niederlassung in einer Gebietseinheit gemäß Art. 93  Abs. 1 ,  3 CISG hat, 
auf die das Übereinkommen nach einer entsprechenden Erklärung des Vertrags­
staates nicht anwendbar sein soll, da diese Partei dann nicht in einem Vertrags­
staat im Sinne von Art. 1 Abs. 1 ,  Art. 93 Abs. 3 CISG niedergelassen ist.54 Eine 
Anwendung des Übereinkommens kommt dann ohnehin allenfalls gemäß Are. 1 
Abs. 1 lit. b CISG in Betracht.55 Eine Vorrangfrage stellt sich daher nicht. Glei­
ches gilt für den Vorbehalt gemäß Art. 94 CISG. Auch hier ist bei Parteien aus 
verschiedenen Vorbehaltsstaaten im Sinne von Art. 94 Abs. 1 CISG eine Anwen­
dung des Übereinkommens gemäß Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG von vornherein aus­
geschlossen.56 Eine Anwendung des Übereinkommens ist dann lediglich denkbar, 
wenn aufgrund des Kollisionsrechts des Forums das Recht eines anderen Ver­
tragsstaates anwendbar ist, etwa weil die Parteien es gewählt haben.57 In diesen 

52. ScHROETER, Riickk,m/wrpflithtungen und „contra proferentem"-Regel unter dem UN-Kaufrecht, IHR 2014, 173, 1 74 f. 
53. ScHROlffJJR, fUkkka1,fV111-pflidJ11111ge11 1111r/. ,,romra profm111e1111 -Regt/ 11111t1· dem UN-K,111/mhr, IHR 2CJ L 4, L 73, 1 74 f. 
54. P1:Rnt.1u, i n  ScHLll HT!llllM/ MWV., Zll!t (Hrsg.), CJSG, Ko111111e111a.r, 6. A Llfl, 20 1 3, Arr. 93, Rn. 3. - MAGNUS, i11 STAUDIN 11n�BGB, Cl G, (Nt11bi:m·bei11111g 2018), An. 93, Un. 7. n. F

ll
llRRAI\I, i11 MI.H I ITlllllM/Scl lWl!N'.alll. (Hrsg.), Cl G, Ko111111enMr, 6. Aufl. 20 1 • Art. 93, n. 3 .  56- OLG Hamm, 2 .4. 2009, IHR 2010, 59, 63. - flmtRARI, PIL anti CISG: firiends or Foes?, IHR 2012, 89, 102 .  - MAGNUS, in STAUDINGER-ßGß, CISG'. (Neube,nbeitrmg 2018) Art. 94 Rn. 7. ' ' 

57 · MAGNUS, in STAUDINGER-BGß, CISG, (Neubearbeitung 2018), Art. 94, Rn. 7 .  
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Fragen ist Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG daher nicht vorrangig, sondern allein 
anwendbar. 

Eine echte Vorrangfrage besteht hingegen bei einem Vorbehalt gemäß_ Art. 92 
CISG. Gemäß Art. 92 Abs. 1 CISG kann ein Vertragsstaat erklären, dass Teil II oder 
Teil III des Übereinkommens für ihn nicht verbindlich ist. Die skandinavischen Staa­
ten die ursprünglich gemäß Art. 92 Abs. 1 CISG einen Vorbehalt für Teil II des 
Üb�reinkommens erklärt hatten, haben diesen mittlerweile zurückgenommen,58 so 
dass die Frage gemäß Art. 97 Abs. 4 S. 2 CISG nur noch für Verträge relevant ist, 
die vor Wirksamkeit der Rücknahme geschlossen wurden.59 Gemäß Art. 92 Abs. 2 
CISG gilt der Vorbehaltsstaat in Bezug �� den vom Vorbehal�_umfassten Teil n�cht 
als Vertragsstaat. Eine Anwendung des Ubereinkommens gemaß Art. 1 Abs. ? ht. a 
CISG kann daher nur hinsichtlich der übrigen Teile beg�ndet werden, wahrend 
Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG zur Anwendbarkeit des gesamten Uberei�komm�ns �hren 
kann wenn auf das Recht eines Vertragsstaates ohne Vorbehalt verwiesen wird. Dar­
aus f�lgt indes nicht eine vorrangige ��wendung von lit. b.61 Vielme�r i�t z"'.ischen 
Vorbehaltsteil und übrigen Teilen des Ubereinkommens zu trennen. Hms1chtltch der 
Teile des Übereinkommens, die nicht vom Vorbehalt betroffen sind, gelten für den 
Vorrang von lit. a ohne Einschränkung die oben g��ann�en Argumente. �uch hier 
sollte im Sinne der einheitlichen Auslegung des Uberemkommens gemaß Art. 7 
Abs. 1 CISG ein Rekurs auf das Kollisionsrecht des Forums vermieden werden. Ledig­
lich für den vom Vorbehalt umfassten Teil muss das anwendbare Recht anhand des 
Kollisionsrechts ermittelt werden, was gegebenenfalls über Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG 
zur Anwendung des Übereinkommens auch auf diesen Teil führen ka?n, '_Venn für 
den Vorbehaltsteil auf das Recht eines Vertragsstaates ohne Vorbehalt 1m Smne von 
Art. 92 Abs. 1 CISG verwiesen wird.62 Dies erfolgt indes nicht aufgrund des Vorrangs 
von lit. b, sondern aufgrund seiner Erweiterungsfunktion, die ihm bereits von den 
Verfassern der Konvention beigemessen wurde. 

B. _ Die Rechtsfolgen der vorrangigen Anwendung des Art. 1 Abs. 1 
lit. a CISG bei Rechtswahlklauseln 

Aus der Anwendung des Übereinkommens gemäß Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG 
ungeachtet der Rechtswahl der Parteien folgt, dass sich die Rechtswahl zuguns-

58 .  ScHROETER, The withdrawal of reservations under uniform private law conventions, Uniform Law 
Review 2015 ,  1 ,  3 .  _ . . . 'form Law 59. ScHROETER, The withdrawal of reservrt11011J tmder uniform private law (0111,c1111f111S,

(H
Vn1 

) CJSG Review 2015 ,  1 ,  1 3 .  - SCHWENZl!R/1-1,\CI-ITIM, in SCHLECHTRIEMISCMWllN"L.lll1. rsg. , ' 

Commentary, 4'6 ed. 2016, Are. 97, Rn. 2, Are. 100, Rn. 4. .. Aufl. 60. P. HUBER, in SÄCKERIRIXECKERIÜETKERILIMPERG (Hrsg.), MunchKomm-BGB, CJSG, 7. 
2016, Art. 92, Rn. 2. ,, UN-Kali· 6 1 .  So aber ScHROETER, Rückkaufverpflichtungen und „contra proferentem -Regel unter dem 
frecht, IHR 2014, 1 73 ,  174 f. 

62. FERRARI, PJL and CISG: Friends or Foes?, IHR 2012,  89, 103 .  
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ceo eines Nichcvertragssraaces an den Vorschriften des Übereinkommens selbst 
messen lassen muss (nachfolgend 1 °). :lieraus rgeben sich wichc.ige Unter­
schiede zur Vorschaltung des Kol l isionsrechts gemäß Are. l Abs . l l i t. b CI G, 
d ie anJ1and einiger Bespiele kuri i l l ustrie1:r werden sollen (nachfolgend 2°). 

1 ° Anwendbarkeit des Überejnko.mmens auf Auslegung und 
Zustandekommen der Ausschlussvereinbaru.ng gemäß Art. 6, 8 CISG 

Da d r Richter im Vertragsstaat das CJSG grundsät:Glich gemäß Art. 1 Abs. 1 
li c . a CIS anzuwenden hac, ist ein möglicher Allsschluss gemäß Are. 6 CISG 
durch Parreivereinbarung an den Vc,rausseczung n des CISG zu messen. Damit 
sind die Are .  8 ,  14 ff. CI fü r d ie Frage, ob die Parcejen das CISG ausgeschlossen 
haben, maßgeblich.6� icht entscheidend sind die Vorschriften des CISG dem­
gegenüber hinsicht l ich der Mögl ichkeit und dem Zustandekommen der posi t jveo 
Recbtswahl der Parteien, dje dem nacb Ausschl l1ss des ISG wieder anwendbaren 
Kollisionsrech t des r�ornms unterliegc.64 l ab n die P, rteien aus Frankreich und 
Deutschland wie im  ei ngangs gebildeten Beispiel englisches Recht gewählt 
bestimmt sieb die Frage, ob das CI durch die Rech tswahl ausdrücklich oder 
srillschweigencl ausgeschlossen wu.rcle, nach den Art. 6, 81 1 4  ff. CIS , während 
d ie Frage, ob englisches Rech e w irksam vereinbart wurde, vom fram.ösischen 
Richtet gemiiß Are. 2 Abs. 1 ,  3 Haager Überei.n.komrnen von l 955  anhand des 
engl is<.:hen Rechts zu prüfen ist. Die Rechtswahl wird also aufgetei lt i n  Abwah l 
des CISG, d ie dem Übereinkommen uncerliegc, und positive Rech tswahl ,  d ie in  
der Regel nach dem gewäh lten Rec.hc zu prüfen ist.6l 

Dies ist zum Teil m i t  de1n Argument bestr i tten worden das nach dem Kol­
lisionsrecht anwendbare Reche habe über den Aussch l uss zu enrs heiden.6" ach 
einer insbesondere von Peter I-ltther vercretenen differenzierenden Ansicht richtet 
sich zwar die Auslegung der Vereinbarung nach Art. 8 Cl$ , da d ieser hi nrei­
!,hencl allgemein formuliert sei, die Regeln über den Vertragsschluss gem.äß 
A rt. 14 ff. CI G seien i ndes nicl1t  anwwenden, da sie nur  spez i fisch. kaufrechc­
liche Regeln enth ielten und nicht auf d ie Rechtswahlvereinbarung zugeschnitten 
seien .�

7 Danach ist die Recbtswah l zwar nacl1 Are. 8 ClSG auszulegen ihr Zustao-

63. C l .  \'v'117/Ht..,\WON, i11 H lJR BliRGIIll/MA'1l'l'1NBKIR0ßMANN u.n. (Hrsg, ), j11risPK-ßGß, CJSG, 
8. Aufl. 20 1 7 , Are . l 4, Rn.  19. 

64 . MAGNUS, in STAUDJNGß11-B B, CISG, (Nc11bem·hei11mg 20J8} ,  An. 6, R n .  L I . - Scm'llnNZllR/ 

1-JA 1-rnM, i11 Sc,;1- 11.1;c1 1T11JJ.iM/Sc1 rwRN7..!lR (Hrsg.), CISG, Co1111m1111r1ry,, 4'" cd. 20 1 6, Arr . 6, 
Rn. 4. 

6,. l'HRRAlll, in ScmncrrrruEM./ScHwn. ZllR {Hrsg.), CISG Ko111mentm·, 6. Aufl. 20 13, Arr. 6, 
Rn .  1 6. - M� ·Nlls, i11 'l'Alll>h GnR-ßGß, CISG", (Nc11bearbdtm1g 2018), Art. 6, Rn. l l . ­
Sc1-1wnN7.mtlHAc1-1nM, in HIJlCJ muni-r/S 1-IwH, ZIIR (Hrsg.), CISG, Co111111mtary, 4'" cd. 20 1 6, 
Are. 6, Rn. 4. 

66. Ml�illUs, in Kr1ötllM1STllUs/P11RALI'' V1 A JJJ.AS (Hrsg.), C[SG, Com111c11tm)', 2•"1 t"<I. 20 L 8, 
Are. 6, Rn . .LO. 

61- P. Hurmit, i,, Si\cKRR/ß!xccK1m/OuTK.llR/LrM PWtG (Hrsg.), M1rnchKom111-IJGß, CISG, 7. Aun . 
20 1 6, Arr. 6, Rn. 4, 6. - Dm., i11 P. Hua1m/Muu.1s, / , 2007, S. 6 1 .  

◄ 
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dekommen richtet sich allerdings nach dem durch das Koll isionsrecht berufenen 
Recht.68 Hintergrund auch dieser Ansicht ist, dass die Rechtswah l dann jedenfalls 
hinsichtlich ihres Zustandekommens gemäß Art . 3 Abs. 5 ,  1 0  Abs. 1 Rom-I-VO 
bzw. Art. 2 Abs. 3 Haager Übereinkommen von 1 95 5  einheitlich nach dem von 
den Parteien gewählten Recht zu beurteilen ist. 

Dem steht entgegen, dass das UN-Kaufrecht grundsätzlich seinen Regelungs­
bereich selbst bestimmt und innerhalb dieses Regelungsbereichs das internatio­
nale Privatrecht nur im Rahmen von Lücken gemäß Art. 7 Abs. 2 CISG zur 
Anwendung kommen kann. Der Regelungsbereich des Übereinkommens wird 
durch die Bestimmungen des UN-Kaufrechts bestimmt. Da das Übereinkommen 
seinen Ausschluss in Art. 6 CISG ausdrücklich regelt und dort auch zumindest 
teilweise die Anforderungen des Ausschlusses festlegt, ist die Frage der Aus­
schlussvereinbarung insgesamt seinem Regelungsbereich zuzurechnen. Hierin 
unterscheiden sich Ausschlussvereinbarungen von anderen selbstständigen Ver­
einbarungen, die keinen kaufrechtlichen Inhalt haben, namentlich Gerichts­
stands- und Schiedsvereinbarungen. Eine Anwendung der Art. 1 4  ff. CISG auf 
solche Streitbeilegungsabreden ist nicht streitig, weil die Art. 14  ff. CISG hierfür 
nicht weit genug wären, sondern weil zweifelhaft ist, ob diese Abreden überhaupt 
dem Regelungsbereich des CISG uncerfal l.en.69 Für solche Abreden fehlt es an 
einer mit Art. 6 CISG vergleichbaren Bestimmung, die sie ausdrücklich dem 
Regelungsbereich des Übereinkommens zuordnet. 

Da d i e  Ausschlussvereinbarung ausweislich Art. 6 CISG grundsätzlich in den 
Regelungsbereich des Übereinkommens fällt, sind in diesem Rahmen auch die 
allgemeinen Bestimmungen der Art. 8, 1 1  CISG sowie der Art. 14  ff. CISG 
anwendbar. Der differenzierenden Ansicht ist zwar zuzugeben, dass Art. 14 
Abs. 1 S. 2 CISG den Kaufvertrag in den Blick nimmt, wenn er Ware und Preis 
als Kriterien für die Bestimmtheit eines Angebots nennt. Hierin liegt freilich 
eine bloße typisierte Bezeichnung der essentialia negotii des Kaufvertrags, die die 
Anwendung des Art. 14  ff. CISG auf selbstständige Abreden wie die Ausschluss­
vereinbarung im Sinne von Art. 6 CISG nicht ausschließt. 

Selbst wenn man mit Peter Huber davon ausgeht, dass eine Auslegung der 
Regeln über den Vertragsschluss in Art. 14 ff. CISG zu dem Ergebnis führt, dass 
diese grundsätzlich nur den Kaufvertrag im engeren Sinne umfassen, stünde man 

68. P. HUBER, in SÄCKER/RIXECKERIÜETKERILIMPERG (Hrsg.), MünchKomm-BGB, CISG, 7. Aufl. 
2016, Art. 6, Rn. 4, 6. 

69. Für einen Einschluss dieser Streicbeilegungsklauseln, s. ScHROETER, in ScHLECHTRIEMI 
ScHWENZER (Hrsg.), C/SG, Commentary, 4'h ed. 2016, Intro ro Arts. 1 4-24, Rn. 18 .  -
ScHWENZER/TEBEL, Schieds-, Gerichts- und Rechtswahlklauseln unter dem CISG, in MANKOWSKrl 
WURMNEST (Hrsg.), Festschrift fiir Ulrich Magnus, 2014, S. 3 1 9, 325 .  - Andere Ansicht DJOR­

D)llVJc, i11 KR0uJMlsThUs!P1m.A1.Jls V!SCASII.I.AS (Hrsg.), CIS ,,  Co111111c11tm7, 2"1 ed. 20 1 • 
An. 4, Rn .  33. - Kt OIJ.., Seler:terl Pmble1111 Co11c11111i11g 1h11 ISG'.r cope of Applia,tio11, 25 Jouriral 
of l.nw & 001merce (2005-06), 39. 45. - MAGNUS, Da, UN-K,mfrecbl: Fmge11 111ul ProbltrM 
seiner pmb1ische11 ßcwilhr,mg, ZlluP 1 997, 823, 8 7 f. - Sc11LECI ITRJ6M/Wnz, Con11mlio11 tl, Vienne, 2008, n° 99. 
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�eim Vertragsschluss hinsichtlich der Ausschlussvereinbarung vor einer Lücke 
wnerhalb des Regelungsbereichs, die gemäß Art. 7 Abs. 2 CISG zu schließen 
wäre. Vor einem Rekurs auf das internationale Privatrecht des Forums, den Art. 7 
Abs. 2 �-ISG �ur als ultima r�tio zulässt, müsste ��so im Wege der Analogie oder 
unter Ruckgnff auf allgememe Grundsätze des Ubereinkommens im Sinne von 
Art. 7 Abs. 2 CISG versucht werden, die Lücke des Vertragsschlusses hinsichtlich 
der Ausschlussvereinbarung konventionsintern zu schließen. Der offensichtliche 
Weg zur Schließung dieser Lücke wäre eine analoge Anwendung der Art. 14 ff 
CISG.70 

Eine Rechtswahl muss sich daher hinsichtlich ihrer Ausschlusswirkung im 
Sinne von Art. 6, CISG an den Art. 6, 8, 14 ff. CISG messen lassen. 
2° Die Auswirkungen der Anwendbarkeit des CISG gemäß Art. 1 Abs. 1 
lit. a CISG bei einer Rechtswahl 

„ N_ach diesem Verständnis der Anwendung des Übereinkommens umerl iegc  
:,Ur die F�age des_ Ausschl�sses des CISG e.ine Rech rswah lklausel ohne Umweg 
uber_ das _mt�rnat1onale Privatrecht sowohl h insicbclich ih rer Auslegung als auch 
hmsichd1ch ih:es Zustandekommens deo Bestimmungen des CISG in Art. 8, 1 1 , 
14 ff. CISG. Diese Feststellung ist nicht bloß ine theoretische pielerei ,  sondern 
führt zu einer international einheitlichen Auslegung des Übereinkommens im 
Sinne von Art. 7 Abs. 1 CISG. Dies sei hier anhand von drei Situationen verdeut­
licht, nämlich einer Rechtswahl zugt1nsren eines Vertragsstaates (nachfol ­
gend a)), eines Nichtvertragsstaates (nachfolgend b)) sowie einer Rechcswahl in 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend c)). 

a) Die Rechtswahl zugunsten eines Vertragsstaates 
Keine Pr�bleme bereüet die Rechtswahl zugunsten des Rechts eines Vertrags­

s�aat�. �a dJe ,Wabl der Rechtsordnung eü1es Vercrngsstaaces das CI G grund­
saczl1ch e1nschl1eßt, führt diese Rechtswahl sowohl i.iber die Art. 1 Abs. 1 lit. a 
CIS als .auch über Art. l Abs. 1 l i r .  b CISG in Verbindung mit Art. 2 Abs . 3 
I-Iaa,ger Übereinkommen von 1955  oder An. 3 Abs. 5 , Art. 1 0  Abs. J Rom- J­
VO zu _einer Anwendung des CISG auf das Zusrandekommen der Rechcswahl. 
Auch cm Ausschlusswil le im Sinne von Art. 6 I kann aus dieser Rechtswahl 
regelmäßig nicht abgeleitet werden, da das CISG gerade das Recht des Vertrags­
staates für den internationalen Warenkauf darstellt.71 

]O. �lir cir'.e am1lo�e A11we11du11g der Arr. 1 4-24 CISG auf Verträge mit kaufrechclichem Inhalt 
6
m

. 
werteren Sinne ScHROllTllR, i11 Hll!CHTRIEM/ScHWl:NZllR (Hrsg.), CTSG, Kommentar, . _Aun. 20 1 3, Vor Art. 14-24 ClSG, Rn, 4 1 .  - Cl. Wn7/H!.AWON, i11 HERBERGER/MARTJ-

7 �t/llüßA�NN u.a. (Hrsg.), j11risPK-ß(iß, CISG, 8. Aufl. 2017,  Art. 14, Rn. 7 .  1 .  Adv,sory Council, Opinion 16 lixclusion of rhe fSG under An . 6 Rnpporteur· SJ'AGNOLO �ule 4 (b) (i�, Commenr 4.2. - PAVlc/DJORDJilVIC, Thc Srnpc ,md Sp/JC!l o/A/1pliratio11 oirhe CIS , ;� ;:,!alkans, ''.1 S-�'AM1:' ��-lrsg.), �tSIJ(hrift �'r He/111111 l?iißmarm, 20 1 3, S. 887, 894 Cf. - Cl. Wnz /...es ms ttf!p/1rrtllo11s ;11mprfl{/c1111ellc d11 ,lro,1 1111if0we de /,, 111'J/fe 1111cma1io11f1le, 1995, n° 28. 
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b) Die Rechtswahl zugunsten eines Nichtvertragsstaates 
Der erste bedeutsame Fall ergibt sich, wenn die Parteien aus zwei Vertragsstaaten 

das Recht eines Nichtvertragsstaates wählen. So verhält es sich etwa im eingangs 
angeführten Beispiel eines deutsch-französischen Kaufvertrags und der Wahl des eng­
lischen Rechts. Geht man von einer Vorschaltung des internationalen Privatrechts im 
Sinne von Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG aus, kommt gemäß Art. 3 Abs. 1, Abs. 5, Art. 10  
Abs. 1 Rom-1-VO oder gemäß Art. 2 Abs. 1 ,  3 des Haager übereinkommen von 
1955 das englische Recht zur Anwendung, ohne dass eine vorherige Anwendbarkeit 
des CISG möglich wäre. Zur Prüfung, ob das CISG gemäß Art. 6 CISG wirksam 
ausgeschlossen wurde, kommt man in der Folge nicht mehr. Hält man demgegenüber 
das CISG trotz der Rechtswahl grundsätzlich gemäß Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG für 
anwendbar, erlangt die Rechtswahl im Rahmen der Prüfung eines möglichen Aus­
schlusses gemäß Art. 6 CISG Bedeutung und ist in diesem Rahmen gemäß Art. 8 
CISG auszulegen. Nur bei einem erfolgreichen Ausschluss gemäß Art. 6 CISG ist in 
einem zweiten Schritt nach dem Recht des Nichtvertragsstaates zu prüfen, ob die 
Rechtswahl wirksam ist. 72 

c) Die Rechtswahl in allgemeinen Geschäftsbedingungen 
Die dritte Konstellation betrifft eine in allgemeinen Geschäftsbedingungen ent­

haltene Rechtswahl, die zur Nichtanwendung des CISG führt. Die Entscheidung, ob 
das CISG gemäß Art. 1 Abs. 1 lit. a CISG anwendbar sein kann oder nur über Art. 1 
Abs. 1 lit. b CISG Anwendung finden kann, führt zu unterschiedlichen Anforderun­
gen hinsichtlich der Einbeziehung der allgemeinen Geschäftsbedingungen.73 Enthal­
ten etwa in einem deutsch-französischen Kaufvertrag die allgemeinen Geschäftsbe­
dingungen des deutschen Verkäufers eine Bestimmung, dass auf den Vertrag das 
BGB und das HGB Anwendung finden sollen, so führt eine Vorschaltung des Kol­
lisionsrechts gemäß Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG vor einem deutschen Gericht gemäß 
Art. 3 Abs. 5, Art. 10 Abs. 1 Rom-1-VO zur Anwendung des deutschen internen 
Rechts als von den Parteien gewähltes Rechts auf die Rechtswahlklausel.74 Da nach 
dem internen deutschen Recht im unternehmerischen Verkehr ein Hinweis auf die 
allgemeinen Geschäftsbedingungen für die Einbeziehung ausreicht, ohne dass eine 
Übermittlung notwendig ist, soweit sich der Vertragspartner in zumutbarer Weise 
Kenntnis verschaffen konnte,75 kann der deutsche Verkäufer im Rahmen von Art. 3 

72 .  FERRARI, in ScI-ILECHTRIBM/ScHWENZER (Hrsg.), CISG, Kommentar, 6. Aufl. 201 3, Art. 6, 

Rn. 16. 
7 3. S. etwa den Fall des OLG Hamm, Ure. v. 19.5.201 5, IHR 2016, 30-34, s. hierzu die Kritik 

bei Cl. WITZ/HLAWON, in HERBERGER/MARTINEK/RüßMANN u.a. (Hrsg.), jurisPK-BGB, 
CISG, 8. Aufl. 2017,  Art. 14, Rn. 20. 

74. SPELLENBERG, in SÄCKERIRIXECKER/ÜETKERILIMPERG (Hrsg.), MünchKomm-BGB, Rom-1-VO, 

7. Autl. 20 1 8, Art. 1 0, Rn. 1 87. G 
75. BMiBOOW, i11 SÄCKllR/Jl.JXl!CKUR/OirrKmt/lrMPllR.G (Hrsg.), 1Wi/11chK0111111-/3Gl3, 7. Aufl_. 

2_0 1
K: 

§305, "Rn. 95. - T.APP/ AI.OMON, in Hllll llllll 1JR!MA1tTINl!K/R0IJMANN u.n. (Hrsg.), pmrP 

ßGß, 8. Aufl. 20 l7 .  § 305, Rn. L 32. - Scrn.ossmt, in STAUl)lN mt-ßGB, [Ntv/Je4r· 

beitung 2013}, § 305, Rn. 1 57. 
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�bs. 5, _ Are. 1 0  Abs. 1 Rom-J-VO die allgemejnen eschäftsbedingungen ohne 
Ubermrttlung zum �ertragsgegensrand machen. Im Anwendungsbereich des UN­
Ka�r�ch_ts erfor�e�t Jedenfalls na�h der Rechtsprechung des Bundesgerichcsbofs,16 
der 104\V IS hen e1ntge andere e.nchte gefolgt ind77 und die im Sch •c._ - · • 

Z • e. 78 

rinwm einige 
usttmmung enah.ren hat, dass der Vei:wender die allgemeinen Geschäftsbedingun-

�en dem V_emagspartner wr Verft.igung stel lt. Bei Anwendung von Art. 1 Abs. 1 
lic. a �-I G 1s� daher gemäß Are. 8, 14 ff. CI G für die fünbeziehung der allgemeinen 
� s �äftsbe�mguogen und mithin der Re hcswahl die Übermittlung oder das ons­
nge Zu.rver.R�gungste! len d�r Klausel Voraussetzung. Ohne eine solche Übean ictlung 
fehlt es folg_hd1 an  einer Einbeziehung der Geschäftsbedingungen, odass ein Aus­
schlus� de Übereinkommens scheitere und das Übereinkommen anwendbar bleibt. 

Mir der Anwendung von Art l Abs 1 J 1' t  a ISG und den d · · 1 
, . . • • . . am1t ein 1erge-

he?dcn Rech tsfolgen ,_sc rndes nu.r der erste chritr der Prüfung d r Anwendbar-
kei r  des l G beschrieben. Wirkliche Geltung erlangt der in der Rech tswahl 
zum Ausdruck kommende Parteiwille erst im Rahmen eines möglichen Aus­
schlusses des Übereinkommens gemäß AIC. 6 CISG. 

II . - DIE ABBEDINGUNG DES ÜBEREINKOMMENS DURCH 

RECHTSWAHL GEMÄß ART. 6 CISG 

. �emäß Art. 6 CISG können Parteien das ISG ausschl ießen oder von seinen 
Bem�munge� a�wei_�hen. _ Art. 6 CISf g'.lc als Grundpfeiler des Prinzips der 
Parte1�uronom 1 1m Ubere inkomm1::n. 9 D1e .n.echtswah l  der Parteien enrfal t t 
daher im Rahm n des Are. 6 CISG ihre Wirkung. Für einen Aussch l t1ss im Sinne 
von Are. 6 CI G ist grundsätzlich ein tatsächlicher Ausschlusswil le erforderlich 
(?achfo�gend A.). Fragl ich ist i ndes, ob .auch für den Sonderfall der Re htswabl 
eiries ichtvertragsscaates am Erfordernis der bewussten Abwah l fesczul,al ten ist 
(nachfolgend B.). 

· 

76- !GH, 3 L10.2001 , BGH7. 149, 1 1 3, 1 17 ,  CJSG-online Nr. 617 .  
77. " bcrgenchr Bern, 19.5.2008, CISG-onlin, Nr. 1 738. - OLG München 14 1 2009 

IHR 2009, 201 ,  204, C!SG-online Nr. 20 1 1 . - crcchrsbof Den Haag, 22.4:2014· CISG� 
��tme Nr. _2 5 l 5 .  - OLG Hamm, 19 .5 .2015 ,  IHR 20 16, 30, 4, Q G-onl ine Nr. 261 5. 

78 · G Adv1sory Counc1!, Op1n1on 1 3  Inclusion of Srnndard Terms under rhe CISG R:ipw•r-
reur. EISHL!l omme r 2 2 II G · ' "V 

. 
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, rr. ' n. L .  - 1. WrTZIHLAWON, in HERBERGERIMARTJNEK/Rüß-

M
IANN u.n. (Hrsg.), j!frisPK-ßGß, CJSG, 8. Aufl. 2017 Art 14 Rn 67 
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A.  _ Der Grundsatz der bewussten Abwahl des Übereinkommens 

G ••ß  A t 6 CISG können die Parteien die Anwendung des Überein-
k 

ema r .h l1"eßen E in solcher Ausschluss kann ausdrücklich oder kon-ommens aussc · · b · kl d t: l so Voraussetzung für eine solche Aussch l ussverein arung 1m u ent er1O gen. 
d p · S . Art 6 CISG ist allerd ings, dass sich durch Au legung r arte 1-mne von • 1 · 1 1 c: I I  · ··ß A 8 CIS ein carsächlicber Aussch ussw 1 e cesrsce en vere 1nbarung gema rr .  · k l "  t w·u  1„ s1 Dabei g i l c  auch i m  Rahmen des Art .  6 CIS , dass der wir  1c le I e assc .  . ··ß A 8 Abs 1 I G e iner Auslegung aus icht ei nes ver-

der Parteien gema rt. · · 
s2 d · cl D · ••ß Are 8 Abs 2 I vorgeht. Da a l ler mgs er ni.infcigen ntten gema · · . . . . Ab w irkl iche W i l l e  der Parteien regelmäßig nicht 10  e111er dem Art. � s. l 

•· d F k la·· rt wurde oder nicht mehr feststellbar 1st , steht CISG genugen en orm er . . . A · t das Verständnis eines vernünftigen Dntten 1m Sinne von rt. 8 
:i:e�s CISG im Zentrum der Debatte .s3 Es feh l t  folglich nicht an R�chtspre-
h · d Literatur zur • rage, unter welchen Voraussetzungen gemaß Art. 8 c ung un . n · · s · von Art 6 Abs. 2 CISG auf e inen Ausschlussw illen der rarte1en 1°: i nne . . . 

CISG schl () sen werden kann .84 E in igkeit besteh t w�1 tgehend , dass_ d ie 
· g eh •· k t  Wahl des Rechts e ines Vercragsstaaces in der Regel ke inen u nernges ran e • · • 1 äß• · Ausschluss der Konvention bedeu tet .s� U n:'gckehrc wird rege m ig ange-

d . d . 
w hl des Rechts ei nes N 1ch cvertrngsstaates als Ausschluss nom men, ass 1e a . s6 

des Überei nkommens gemäß Art .  6 CISG zu verstehen 1st. 

80. 

8 1 .  

82. 

83. 
84. 
85 .  

86. 

1 G Advisory Council Opinion L 6  ßxclusion of ehe CLS under AJ.c .  6, RappoSCcceur: S:�: • · . ·' V" 2008 n° 26 - HWBNZ1w C 1 3  7 Sc1-n PCHTRlEM/Wrrz onvc11t1011 ae mme, , NOLO, 0111111et1 • . - • •  · • • 41h d 2016 Are 6 liAcJlliM, iu Scl ltli I ITll l1lM/Sci•l\°(flJ Zl!R (Hrsg.), CISG, Co111111e11ta1-y, e . , · , 
Rn. 3. . ( l-1 ) Cl G Ko111111e111ar, 6. Aufl. 20 1 3, Art. 6, Fl'R.lv\RI in ScHLECH11l J8M/ScHWBNZElt r:sg. • , . 6 R 20 -• ' MAGNUS ill TAUDI, GBR-ßGB, CISG, (Nmbtarbt111111g 2018), Are. n. · 
��-t�:r�HLA woN: Der 11811cste Beitrag dt1-Jrtmzösüche11 Col(r de C(JJSatio11 wr /\11sltg1111g des CISG 

(2007-2010), IHR 201 1 ,  93, 94 f. , __ .,__ . 2010 , A re 8 Rn 1 6. -· · · ßGB C'l G (Nm11e11rv,lltt11.g nr, ,. • , · ,MAGNll , m , I AUl)INGßR- , 1 l6 /' 52 _ O0K'11iR, 
SC111.llCl l1"RIP.M/Sc�IR01ffEll, /11tcr11r1tio11ales UN-K,111fi"ech!, 6. Aufl. 2� ' ;4

) 4.30 434, der lntcn rotatioTI of exd11Jion d,mscs of the. Vie1111a S tlu Co11ve1111011, �abcJs:l 8 ��O . , • 
I Ab 1 nls -'-1·1ive" bezeid1ncc Abs. 2 hingegen f'ur die .. mam mit häl t .  ( ( o•·) ,.,.0 zwar s. • •·"'" ' . · R b 1 z 68 2 l •• , .,...., • 0<)KT1llt /111e,prc111tio11 of exdHsio11 dmms of the \11e11T111 rtllU Co11ve111to11, a e ;1 6 R 52 434 - .' 1 11.1iCHTRJ1iM/ "MllOF:l"BR, ln/6ma1io11aliu UN-lv111/recht, 6 . _ AuI1. _2 _ • 6 �  cl�sioo of UNCITR AL Dige ·c, 20 1 6, Act. 6 no 9 ff.; ISG Advi ory ounci l , Op1n1on I x . 

ehe crs , undcr An. 6, Rapporceur: SPA NOI.O, Rule 4. a ,orccuc: PA· Cl G Advi�ory Coun il Opinloo 1 6  Exclusion of ehe CIS under Art. 6, :n• J>I l CISG in G 01. • Ru.le 4 (b) (i). _• P,widDJ R.OJIWIC, 'fhe Scof!e mul S�here of t\pplim11�1 tat 894 Cf. -he ß 'L • s·,·• 'IM (Hrs•' ) Patsrhri't //Ir H,/111111 R1iß111am1, 20 1 3 ,  · . . . ,-'ft 
f ,r ,:;IIIS, III ,.,. o· • I' • , 

;r, 1, / //lt 1111emr1t10I,,, , 
Cl. \Xln,.., LtJ premil!nn applica1iom j11risprl/{/111111elle du dro,t 111111or111u r,e 11 tJO 

1 995, n° 28. 6 u ,porrcur: rA-
1 Advisory Council Opinion l 6  Exclusion of rbc GISG under An . .' 1201 8) J\rt. 6, 

G ,.o R ulc 4 (11) (ii). _: MAGNUS, in s·rAUDINGrm-ßGB, Cl G, (N11,!M,1rbe111111g n/HA�nm.1, i11 ' • .1 ,r 2000 0o 29 - Scl lWliNZll n 23 - HI FCI ITlllllM/\Xll'i/. Co1111t1111011 <tt y 1 1111e, o, . 1 2  ,.�n . · .. ' 4'" d 20 16 Arl 6 Rn .  . SCHt.ECHTll lll 1/ I JWRNZllR (Hr�g.), Cl G, Co111111u11tary, e • , • • 

ZUR BEDEUTUNG DER ANWENDUNGSBEDINGUNGEN 463 

Vergleichsweis wenig Aufmerksamkeit hat indes d ie .frage erfahren, ob d ie 
Parteien das UN-Kaufrecht gemäß Are. 6 0 unbewusst oder i rrtüm l ich aus­
schl ießen können.117 Angesprochen s ind hiermit Fälle, in denen d ie Parteien s ich der Existenz des Cl n icht bewusst waren oder d ie ·es i rrrüml ich von vornherein 
nicht für anwendbar hieiceo. Diese [lrage stel l e  sich im ei ngangs g bi ldeten Bei­
spielsfall ,  da die Parteien zwar englisches Reche wählen, d ies aUerd ings ausdrück­
l ich nicht, um das übereinkommen auszuschli.eßen , sondern um die Anwendung des ß B und HGB zu umgehen . E handel t sich also um den selt nen fal l ,  dass der gemeinsame Wi l le der Parteien g mäß Art. Abs. 1 Cf feststeht: Die Par­
ceien wol l ten zwar englisches Recht wählen, nicht aber das UN-Kaufrecht aus­
schl ießen. Die Frage ist nun, welche Rechtsfolge sich für diese Situation aus 
A.rr. 6 CIS ergibr.  

Da Art. 6 CISG eine Ausschlussvereinbarung voraussetzt, wird nahezu ein­
hellig angenommen, dass grunclsäczl ich auch ein tatsächlicher Aussch lusswille 
der Parceien vorUegen muss.88 Iierdurch sol l  insbesondere ausgeschlossen wer­
den, dass Gerichte den Ausschluss mi t  einem hyp thet ischen Parteiwi l len 
begründen. Daraus wird gefolger , dass den Pa�teien zum indest die Mögl ichkeit 
der Anwendung des CI oder sonstigen Einheicsrechcs bewusst gewesen sein 
muss.i;9 E in  Ausschlusswil le muss dann scheitern, wenn die Parteien irrig anneh­
men, das 1 G finde ohneh in kei ne Anwendung, oder s ich der- Existenz des Ein­heitsrechts n icht bewusst sind.90 Dies ist auch deshalb sinnvol l ,  da die Parteien 
nach richterlichem Hinweis das UN-Kaufrecht auch im Prozess noch durch Ver­
einbarung ausschließen können.91 Nach diesem Verständnis wäre ein Ausschluss­
wil le gemäß Are. 6 CI im eingangs gebi ldeten Beispiel abzulehnen da die 
Parceien zwar engl isches Reche gewähl t  haben, ohne al lerd ings einen auf den Aus­
schluss des Einheitsrechts gerichteten Willen im inne von Are. 6 CI G bi lden 
zu können. Diese Lösung erschein t  im rundsatz überleugend , denn s ie st immt 
sowohl mir  dem Wortlaut des Are .  6 CI G, der den Ausschluss durch d ie Par­
teien ford rt, als auch mit  der Absiehe der Verfasser überein, hohe Anforderungen 
an den Ausschluss des Übereinkommens zu scel len.92 D n Parteien stehe es dar­
über hinaus offen, sich nach Hinweis auf d ie N ichtanwendung des Über i nkoro­
mens zu einigen .  Misse man d i Rechtswahl der Parteien io unserem Beispiel an 

87 · . ccwa ScH.LECI ITllUlM/' "I IR.OllTltR, /111emt1ti1111,1/(IJ LJ -1<.rllf/t«hf, 6. Aufl. 20 16, Rn. 9, nus­
fllhrlich wm u11bew\1ssten Ausschluss M. f. KOl ilHR, DflJ UN-Km,frerht 1111d sein 1\mve11rl1111g­sn11ssrh/11s1, 2007 . 1 8 1  ff. 88. MAGNU , ;,, STAUDING!l.R-B 13, Cl ·c, (Nutbftlrbaitm1g 2018), Arr. 6, Rn. 20. -Sclu.n 1 rnt11tM/SCJ·ll�()l1Tf.!R, /111ern11tio1JaltJ UN-K,11,frcrhi, 6. Aufl. 20 1 6, Rn. 49. 89. M. !1. K01-11.nR, Das UN-fv111/rech1 1111(/ 1ei11 /\1111Jt11d1111gsr111Sffhl,w, 2007, . 1 8 1  ff. -IILHO·l'rn11r111/SC1-1no1i:r11R, fmer11111ionr1/t.1 UN-Kmtfrecht, 6. Aufl. 20 1 6, Rn. 49. 90. M. F. KOULUR., Dm UN-Km,frtcht 1111d ftin A111v611d1111vn1mrh/1w, 2007, . 1 8 1  ff. -ScHl.1! 1 1",l"IUBM/Somor.TUR, "11817/lltio11,1'es UN-Kt11,fi-etht, 6. Aufl. 20 1 6, Rn. 49. 

91 · Cl. \X,n,JH1.A WON, Der 11e111/fte ßtitmg rlor f,,mzösiJrhm Co11r de rnJir1tiu11 111r l\11s/eg1111g du CIS , (2007-20/0). IHR 20 1 1 ,  93, 94 f. 92· Officinl Records, . 2if9 rr. 
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diesem M, ßscab, scheitere der Aussch luss des UN-K:aufrechcs m�ngels Aus-
b · ·•ß Art 6 CISG Dieses Ergebnis erstaune , führe es doch schloss ewusstsei n  gema . • . . zu einer Missachtung der aus lrückl icheo und gmndsätzhcb w i rksamen Rechts-

wahl der Parteien. 

ß. _ Die Unvereinbarkeit von Rechtswahl und Art. 6 CISG? 
fraglich ist daher, wie der an1::,resprochene Konfl ikt zwischen der Re�brswahl 

zu uoscen des Rechts eines N ichtv ro:agssrnaces und dem fe�lendcn �usschluss�-g · ·· ß A . L r G aufaulösen ist. H ier endet d ie gemeinsame Arbe1 wusstse in gema I t. n . .. 1 .· ) der Verfasser. ie können sieb n icht zu ejner ememsamen L�su_ng durc _mngen . 
1, •:/J · ·eh e es bes' cl"r entw ickelten Lösung belassen. Fur ihr\ che1 cert der ,1,pmcmn mo c "' [ l c h 1 1  J ··b A . l Abs l l it a IS anwendbaren UN-Kau ·rec 1cs itm 1e -Aussc 1 uss <.1es u er tt. · · . D CISG Lenden Ausschlussbewusstse in der Parteien der Rechtswahlvere1 11bru:uog. � beherrsche den Kaufvertrag. Für die Anwendung engl_ischen Rechts bleibt n� 

· R l. d . A 7 Abs 2 I für Fragen die das 1 weder trnmit-Raum im a 1 men es rc . . . , .. .. . celbar regele noch einschlägige rundsätze �nb1ercc. Ko'hl�r mo bte dage��n m 
einer Korrektur der cnrwickelcen Lijsllng greifen und engl tscbes Recht allfgrund 
des Vorrangs der Parceiautonomie auf das gesamte Veru-agswerk zur Anwendung 
kommen las en. Er begröndet das w i folge : . . Auch wenn gnindsätzl i h ein Ausschlussbewuss�sein 1m R_nh�e� des A�c. 6 

I G zu verlangen ist, ers beint die M issachtung einer aus�rückl tchen Rechc�­
wah l m it den al lgemeinen rund iiczen des . l kaum vere10_bac. Das �r�ebms 

• · · 1 ce des al lgemeinen · rundsac:.:es ler Parceiaucooom 1e zu korng1ercn . 1st 1m 1c 1 , · 

• .. • t K Zunlich c isc der b i.er besprochene Fal l vo.n ei ner nur sch?snbar ah1� l ic :cn . on-
l l  · c11e'iclet' näml ich des Prozessvortrags beider Parce1en aufgrund sce auon zu unters '• ' d · ·, I des unvcreinhe i t l icbten nationalen Recbcs et-wa d s B B oder des Co e cnn . 

h
� 

solchen Fälten wird fl.ir einen Au sch luss gemäß Are . 6 C l  G ebenfalls zu l·e� 0 

ein ßewusscseio  h insichcl ich der Anwendbarkei t  des CIS_ ,eford_ert. . . er 
U nterscbied zur vorliegend n .Konscel lacion bescehc indes dann,  dass d1� Pa��e1en 
davon ausgeben das LLnvereinhe id ichte Recht sei ohnehin anwendbar. 1e s�i�ten 

i, h i� Prozess �uf das lllwereinhei cl ichte Reche, wei l  s ie es _fi.i r anwendba_r a cen 
und n icht wn seine Anwendbarkeit zu begri.ind n. Es fehle ihnen d�her n icht �ur 

das Bewusscse in der Anwendbarkei t  des UN-Kaufrechts, son lern uberhau6� ·  1� Bewusstsein durch ihr Prozessverhalcen eine [ür das ao:"e�dba�e Re _hc erh;
ecsl�t:� Erklärung abzugeben.9� Im Gegensac-t h ierzu wol len dte l arteten m it der 

Ca 3 t)OV 2009 no 08- 1 2  99, ISG-Frnn e, Anm. Cl. \'v'n-1., l . 20 1 0, 9; Lcff,. G 9 . ss. com., · , . C l · /\l1Jleg1111g 1,eJ 1 W rr,Jl-lt.A \'(ION, Dtr nmc.r1c ßeitrrtg der /rt111Z�'s,sdim q11r ; e r,/.SJ{l/1�11 zur . . 1 6  E"Xclusion (2007-201 0) ,  lHR 20l l ,  93, 94 f. - S. nuclt CISG Advisory ounci l, Op1 1 11on 

of lhC CISG under Art . 6, Rapporceur: SPAGNOLO, Commenc 5 . 14, e. M/ScHWllNZl!IL 94, 01.G Smttgart, 3 1 .3 . 2008 , CISG-online n° 1658. - FEllRAlU, in ScHl.ECHTRIE . (Hrsg.) CJSG, Kommentar, 6. Aufl. 2013 ,  Art. 6, Rn. 25 .  
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wahl zugunsten des englischen Rechts zweifeUos di Rechtsfolge setzen , das auf 
den Kaufvertrag das engl ische Kaufrecht anzuwencl n sei .  Während in d jesem Fal l ein rechtserheblkhe Ein igung daber vorl iege, der le<lj J ich ein Fehler aL1f 
der Moc ivebeoe vorausgeht, feh l e es in jenem Fal l gerade an einem Erklärungs­
bewusstsei o  h insichtlich des anwendbaren R chcs. 

Im Fa l le der hier besprochenen Rech tswahl muss daher der Konflikt zwischen 
der tatsächl ichen Einigung der Parteien und dem Erfordernis des Ausschlus be­
wusscse i ns gemäß Art. 6 CISG aufgelöst werden.95 Zum ULIS hat der BLtndes­gerichcshof in einem vergleichbaren Fal l entschieden, dass ein Ausschlusswi l le 
der Parteien jedenfal ls dann nicht erforderlich ist, wenn d ie Parte ien eine Rechcs­
wahl getroffen haben, rue zugle ich zw ingend die N icbcanwendung des Einhcics­
rechts zur Folge hat.96 Auf eine eingehende Begründung dieses Ergebnisses hac der ßundesgerichcshof indes vertichtec.97 Um eine ichcanwendung des Iiin­
beicsrechts zu begründen, wurde im Anschl uss an d ieses rcei l  erwa vorges h la­
gen , dass d ie Parteien zwtir keinen Ausschl usswi l len im i nne von Are . 6 CI G 
hätten, das gewäh l te Recht aber an celle der Parteien eine Abwahlent che i<lung treffe, da das CISG nicht Tei l  der gewähl ren Rechtsordnung ei. 8 Dies besei t igt im Ergebn is zwar ei nen Widerspruch zwischen Arr .  6 ISG und Rechtswahl der 
Parteien al lerd ings bleibt offen, warum es entgegen dem Grundsatz in Art. 6 
CI anstel le d s Pacreiwi l lens selbst auf eine Entscheidung des gewählcen 
Rechts ankommen so. U .  

Es erscheine überzeugender, ruc N ich ranwend L1ng des UN-Kaufcechcs aus dem übereinkommen selbst herzuleiten . Insbe ondere der al lgemei n G ru ndsatz 
der Parteiauconomie bietet sich h ierfür an .99 ine Anwendung des Übereinkom­mens crotz der ausdrückl ichen Recht wahl zuguosccn eines Nichtvertragsstaates 
würde eine Vedeczung des Grundsatzes der Parteiautonomie bedeuten. Die Par­
teien haben zwar nicht das UN-Kaufrecht bewusst ausgeschlossen , sich al lercl ing 
nach den Regeln der Art. 8, 1 4  ff. CISG d ari.iber geeirugc, dass engl isches Ver­
tragsrecht auf den Vercrag Anwendung finden sol l .  Der Rech e wah l fehl e  dam i r  
zwar der negative Gehal t hinsichtl ich der  ich canwendung des UN-Kaufrechts im inne von Arr. 6 CIS . Sie enthält jed h einen überscbießenden posi tiven Inhalt h insichtl ich der Anwendung des engl ischen Vertragsrechts, der mit  einer 
uneingeschränkten Anwendung des CIS unvereinbar ist. Da n icht gleichzeit ig 

95 . M. P. KÖHLER, D,,s UN-lvm/rech1 (Cl G) 1111d sein /t111111md1111gs{l/tJSChlms, 2007, . U:l7 .; im Ergebn is ebenso al lerdings mit Verweis auf den eindeut igen Worduut der Rechrswnhlklausel, loR.ENZ, i11 \VJ. W117JSAI. Et\lI.ORIIN'/. (Hrsg.), /111em,11io11t1I l!.i11heitlichM K111,frtrht, 2. Aufl. 20 16, Art. 6, Rn. 8. 96, BGH 26. l l . l 9X I ,  NJ\Xf 198 1 ,  l 1 56; zusr immend Ptt.T/., Z11m /t1wrhl11ß dt dlrmgtr Bi11htit­lir/m1 Km,frechls tl11rch RedJ1J1//f1hiklfl11Sel11, NJ \XI 1 986, 1 405, 1 4  6. :7• BG ! ,  26. 1 1 . 1 98 1 ,  NJW 1 98 1 ,  l l 56. 
9�

· M._ P. � 111.uR 0111 UN-Kmtfrecht (CISG) 1111d sei11 /t111ue11d1111gsmmchl11ss, 2007, S. 1 88 . · S. zu d iesem rnodsntz Fl!RRARJ, i11 Sct lLl!CH'rRIRM/ I IWRN7.flR (Hrsg.), CISG, Ko111men111r, 6. Aufl. 20 1 3, Are. 7 ,  Rn. 48. - GR ßEll, i11 ACKllRIR IXl!CKIJR/Ü!ffKERILIMPIJRG (Hrsg.), 1111111thK0111m-UGß, Cl. G, 7. AuO. 20 16, An. 7, Rn. 9. 
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das CISG und das Recht eines Nichtvertragsstaats anwendbar sein können, ist 
der Konflikt zwischen Anwendbarkeit des UN-Kaufrechts gemäß Art. 1 Abs . 1 ,  
Art . 6 CISG einerseits und der Vereinbarung zugunsten des englischen Rechts 
andererseits zu entscheiden. Es entspricht eher dem das UN-Kaufrecht beherr­
schenden Grundsatz der Parteiautonomie, dem positiven Inhalt der Parteiverein­
barung den Vorrang zu gewähren, als auf einer strikten Anwendung des Art . 6 
CISG zu bestehen. Der staatliche Richter verletzt damit auch nicht seine Pflicht, 
das Übereinkommen anzuwenden, denn die Nichtanwendung des Übereinkom­
mens folgt aus der Auslegung des UN-Kaufrecht selbst im lichte eines allge­
meinen Grundsaczes des Übereinkommens im Sinne von Art. 7 Abs. 2 CISG. 

Im Ergebnis ist daher trotz fehlendem Ausschlusswillen das englische Recht 
auf den Kaufvertrag anzuwenden. 

GEMEINSAME SCHLUSSBEMERKUNG 

Welcher Auffassung zu folgen ist, mag der Jubilar entscheiden. Ihm weisen 
wir die Schiedsrichterrolle zu. 

Resume 
11 est evident qu'une coovention inrernacionale celle que la Convencion de 

Vienne sur les omracs de vence inreroationale de marchandises (CVIM) se pro­
nonce sur son champ d 'application. Le j uge doit savoir quand il devra appUquer 
la Convention. II rrouvera l'arcicle l" de la Conven,c ion qui dis1 ose 1u'ellc 
s'ap1 l ique au.x contrats de vence de marchand ises entre des parties ayanc leur eta­
blissement dans des Etats differents : a) lorsque ces Etats sont des Erars contrac­
cancs ; ou b) lors 1ue les regles du droir inceroacional prive mene.nr a l 'appl ication 
de la loi d'un Erac concractant. La norme presenre clone deux voies pour arri'ler 
a l 'appl ication de la Convention sans preciser leur rapporr entre el les. La qtiestion 
de la hierarchie de ces deux voies se pose notamment lorsgue les parcies ont choisi 
Ja loi d'un Etat non commccanc. Selon le auceurs, la lettre a) prevaut sur 1a 
leccre b) , egalemeoc en presence d 'une clau e d'electio j11ris. La volonte des parcies 
exprimee dans la clause sera prise eo compte dans la mise eo ceuvre de l 'arti le 6 
de L a  Convent ion . Or, uo probleme d iffici le se pose si les parties onc choisi la loi 
d'un Ecac non concraccanc cn ignorant l 'existencc de la Convemion. Lcs auceurs 
se r rouvenc en desaccord sur la porree d 'un tel cboix .  Ils invicent laude W'ic-1. :\ 
decider leur differend comme arbitre. 
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